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mit vier Besatzern, die unser Land unter der Knute haben und die Strompreise bestimmen, 
aufgebrochen werden.  
Im Strombereich bedeutet dies konkret die eigentumsrechtliche Trennung der Stromkon-
zerne von den Stromnetzen und mehr Transparenz und Kontrolle bei der Preisgestaltung. 
Vorrangig ist für uns deshalb die Wende in der Energiepolitik hin zu dezentralen Struktu-
ren. Das ist ein ganz wesentliches Thema. 
Ich muss jetzt leider zum Ende kommen. Alles steht in unserem Konzept, das, glaube ich, 
zehn oder zwölf Seiten lang ist. In unserem Antrag steht alles das, was die Linke zu dem 
Thema zu sagen hat. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Was haben Sie denn zu dem Thema zu sagen? Die Linke ist 
gar nicht vertreten!) 

- Die Linke ist hier sehr wohl vertreten. Ich stehe nämlich vor Ihnen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr Kollege Sagel. - Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor.  
Damit kommen wir zu den Abstimmungen über die verschiedenen Anträge. 
Wir stimmen zunächst auf Antrag der antragstellenden Fraktionen von CDU und FDP in 
direkter Abstimmung über den Inhalt des Antrags Drucksache 14/7336 - Neudruck - ab. 
Wer stimmt diesem Antrag zu? - CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? - SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Kollege Sagel. Wer enthält sich? - Niemand. Damit ist dieser An-
trag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen angenommen. 
Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/7394. Wer ist für diesen An-
trag? - SPD und Grüne. Wer ist dagegen? - CDU und FDP. Wer enthält sich? - Kollege 
Sagel. Damit ist der Antrag mit den Stimmen der Mehrheitskoalitionsfraktionen abgelehnt. 
Wir kommen drittens zur Abstimmung über den Entschließungsantrag des Kollegen Sa-
gel - fraktionslos - Drucksache 14/7397. Wer ist für diesen Antrag? - Kollege Sagel. Wer 
ist dagegen? - CDU, SPD, FDP und Die Grünen. Wer enthält sich? - Damit ist dieser An-
trag mit den Stimmen der Fraktionen im Landtag von Nordrhein-Westfalen abgelehnt. 
Wir kommen zu: 

6 Die Landesregierung muss die Novelle des Sparkassengesetzes zurückziehen 
Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/7354 
In Verbindung mit: 

Keine Novellierung ohne Fakten: Parlamentarische Beratungen des Sparkassen-
gesetzes bis zum Abschluss des WestLB-Beihilfeverfahrens aussetzen 

langec
Rechteck
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Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/7338 
Entschließungsantrag   
des Abg. Rüdiger Sagel (fraktionslos)  
Drucksache 14/7398  

Ich eröffne die Beratung, darf noch einmal um Ruhe bitten - das gilt für diejenigen, die jetzt 
rausgehen, weil das Thema möglicherweise nicht alle in gleichem Maße interessiert; das 
muss auch nicht sein -, damit wir einander zuhören können - danke schön -, und erteile für 
die antragstellende Fraktion der SPD Frau Kollegin Walsken das Wort. - Frau Kollegin 
Walsken. 

Gisela Walsken (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Das Thema lohnt sich. Insofern können Sie auch gerne bleiben; denn das 
Thema betrifft jeden von uns in den Wahlkreisen des ganzen Landes. Es geht heute um 
das Thema Sparkassen und insbesondere um die Novelle des Sparkassengesetzes, wie 
sie der Finanzminister vor der Sommerpause vorgelegt hat. 
Meine Damen und Herren, trotz Sommerpause hat sich auf diesem Feld eine Menge be-
wegt. Eine Menge Protest, eine Menge Kritik hat sich formiert. Ich fasse das heute mit ei-
nem Satz zusammen: Niemand, meine Damen und Herren, in diesem Land will das neue 
Sparkassengesetz, wie es der Finanzminister vorgelegt hat. 

(Beifall von der SPD) 
Wenn man sich mit denjenigen etwas genauer beschäftigt, die das ablehnen, so ist das 
hochinteressant, weil es die gesamte Szene ist. Weder die Sparkassen selbst noch die 
Sparkassenverbände - beide Sparkassenverbände: Rheinland und Westfalen - wollen die-
se Novelle. Die Kommunen wollen sie nicht, weder der Städtetag noch der Städte- und 
Gemeindebund, und auch der Landkreistag nicht, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wol-
len sie nicht - das sind immerhin 63.000 in 2.500 Geschäftsstellen in diesem Land, die Mit-
te September hier protestieren werden - und auch die 3.500 Auszubildenden im Land wol-
len kein neues Sparkassengesetz. Hochinteressant, Herr Minister Dr. Linssen, ist die Tat-
sache,  

(Minister Dr. Helmut Linssen unterhält sich.)  
dass er sich mit seiner Kollegin in dieser Frage offensichtlich noch beraten muss. - Herr 
Dr. Linssen?! 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Er flirtet gerade!) 
- Er flirtet. Aber er hat gesagt, er würde mir zuhören. - Herr Dr. Linssen, hochinteressant 
ist - das müsste Sie heute sehr geärgert haben -, dass in Ihrem eigenen Wahlkreis Kleve I 
die CDU-Mitglieder, die Verwaltungsräte, aber auch die Sparkassenvorstände deutliche 
Kritik an Ihnen und Ihrem Gesetz geübt haben und soweit gehen, dass sie formulieren: Wir 
blasen zum Angriff auf den Entwurf des Sparkassengesetzes. - Für diejenigen, die es inte-
ressiert: Es gibt ein umfassendes Interview, das Sie gerne in der „Rheinischen Post“ von 
heute im Regionalteil Kleve nachlesen können. - Meine Damen und Herren, deutlicher 
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kann man im Moment die Protestlandschaft nicht beschreiben: Niemand will dieses Spar-
kassengesetz. 

(Beifall von der SPD) 
Jetzt steht noch die Anhörung bevor. Und ich finde es interessant, Herr Dr. Linssen, wie 
Sie auf die Kritik reagieren. Wie reagiert ein Fachminister, wenn die gesamte Szene im 
Land das Gesetz nicht will? - Er reagiert beleidigt, er reagiert schmallippig - das durfte ich 
selbst erfahren -, giftig bisweilen, und er sagt allen Kritikern - auch da weiß ich, wovon ich 
spreche, meine Damen und Herren -, dass sie „Unsinn“ reden - auch in der „Rheinischen 
Post“ nachzulesen - und dass Sie zu dumm seien, richtig zu verstehen, was im Gesetz 
stehe, und dass Sie fachunkundig seien zu verstehen, was denn der Minister Gutes wolle,  
und die Sparkassen ihn nicht verstünden. 
Herr Dr. Linssen, ich glaube, Sie sind schlecht beraten, Ihre Kritiker nicht ernst zu neh-
men, sie zu verhöhnen. Und ich glaube, Sie sind noch schlechter beraten, wenn Sie die 
vielen Resolutionen in Räten, die Anträge, die Presseveröffentlichungen, auch in Ihrem 
Umfeld, und die Diskussion in Ihrer Fraktion nicht ernst nehmen. Man sollte auch das ernst 
nehmen, was uns seit der letzten Woche auf dem Tisch liegt, nämlich eine Information 
beider Sparkassenverbände zum neuen Gesetz. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Sie sind zu dumm!) 
Und auch hier bleibt nichts offen. Auch hier wird deutlich Position bezogen. Deshalb würde 
ich gerne die drei zentralen Kritikpunkte, zu denen es immer heißt, wir seien zu dumm, sie 
zu verstehen, und wir sollten erst einmal das Gesetz lesen, ansprechen.  
Der erste - auch das findet in der Kritik der Verbände seinen Platz - ist der gesetzlich ver-
ankerte Finanzverbund zwischen den Sparkassen auf der einen Seite und der Westdeut-
schen Landesbank auf der anderen Seite, die die Rolle der Sparkassenzentralbank über-
tragen bekommen soll.  
Hierzu heißt es ganz deutlich bei den Sparkassenverbänden: Die Sparkassen und ihre 
Träger – meine Damen und Herren, die Kommunen in diesem Lande – lehnen dies ab. 
Denn ein gesetzlicher Finanzverbund ist entbehrlich. Nirgendwo in Deutschland, Herr Mi-
nister, gibt es ein solches Konstrukt. Auch in Nordrhein-Westfalen ist es überflüssig. Ein 
Zwangsverbund würde die Selbstständigkeit der kommunalen Sparkassen in der Region 
beenden.  

(Beifall von der SPD) 
Das ist nicht nur unmaßgebliche Oppositionsmeinung oder, wie wir es gestern so oft ge-
hört haben, Schlechtrederei, sondern das ist die Meinung aller in Sparkassenverbänden 
zusammengeschlossenen Sparkassen in diesem Land. 
Der zweite Punkt, Herr Minister: das Trägerkapital. Auch hier ist die Position deutlich. Die 
Sparkassen und ihre Träger bzw. die Kommunen lehnen die Einführung von Trägerkapital 
rigoros ab. Denn sie sagen, damit würde ein Begriff eingeführt, den es bislang im deut-
schen Recht nicht gibt. Ich weiß nicht, warum wir den in Nordrhein-Westfalen jetzt in Recht 
kleiden müssen.  
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Auch die Sinnhaftigkeit – so sagen die Sparkassen – dieser Einführung erschließt sich 
nicht. Im Gesetz heißt es: Die Zugehörigkeit der Sparkasse zum Träger soll deutlich wer-
den. – Ich glaube, diese Zugehörigkeit ist so deutlich, wie es deutlicher nicht geht.  

(Beifall von der SPD) 
Denn die Kommune sitzt mit ihren Vertretern, mit ihren Ratsmitgliedern im Verwaltungsrat 
und hat das Sagen. Sie wirkt sogar – und das ist mehr als bei den privaten Banken – bei 
der Bestellung der Sparkassenvorstände mit. Ich glaube, mehr Verbundenheit mit der 
Kommune kann man nicht schaffen, als sie bereits durch diese Konstruktion besteht.  

(Beifall von der SPD) 
Deshalb gibt es kein überzeugendes Argument und schon gar keinen Bedarf für diese Ein-
führung.  
Allerdings gibt es erhebliche Bedenken, dass die Einführung von Trägerkapital zu einer 
späteren Privatisierung von Sparkassen führen könnte. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Blödsinn!) 
– Das höre ich dann immer: Blödsinn. Alle Leute formulieren das. Die Sparkassenverbän-
de drucken es in ihrer Information ab, und ich höre von den CDU-Kollegen nur: Blödsinn. 
Ich würde gern mal hören, warum Sie es einführen wollen, Herr Weisbrich 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
oder Herr Dr. Linssen, anstatt dass Sie immer nur sagen, das beabsichtigen wir nicht. Ich 
gebe mir sehr viel Mühe, das mit Ihnen zu diskutieren. Das ist nicht das erste Mal. Ich 
glaube, dass es nicht gut geht, die Kritiker immer nur zu diffamieren.  

(Christian Weisbrich [CDU]: Das ist keine Diffamierung, das ist eine Feststellung!) 
Ich komme gerne zurück und lese auch gerne weiter, Herr Minister. Zurzeit soll das Trä-
gerkapital – das habe ich auch im Gesetz gelesen – nicht handelbar sein. - Ich sage: noch 
nicht handelbar. Aber eine entsprechende Klage der privaten Banken oder einzelner priva-
ter Banken beim Europäischen Gerichtshof könnte diese Situation sehr schnell verändern. 
Dazu gibt es Rechtsgutachten und eindeutige Positionen. In dem Moment, in dem der 
EuGH einer solchen Klage stattgibt, wird gleich umfallenden Dominosteinen nicht handel-
bares oder noch nicht handelbares Trägerkapital sehr schnell zu handelbarem werden. 
Damit ist die erste Stufe der Privatisierung von Sparkassen in unserem Land vollzogen. 
Davon bin ich überzeugt. Wir stehen mit dieser Position nicht alleine.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
Die SPD-Fraktion schließt sich deutlich der Forderung der fünf Verbände an, die da lau-
tet – ich zitiere wörtlich aus den Informationen –: Deshalb ist es dringend geboten, auf die 
Zulassung von Trägerkapital von vornherein zu verzichten. – Deutlicher kann man es nicht 
formulieren.  
Dritter Kritikpunkt: Verwendung der Ausschüttung. Das Gesetz sieht künftig eine weitge-
hend beliebige Verwendung der Ausschüttung vor –das habe ich ebenfalls im Gesetz ge-
lesen, Herr Minister –, also auch die Ausschüttung zur möglichen Schuldendeckung im 
kommunalen Haushalt.  



Landtag  28.08.2008 
Nordrhein-Westfalen  Vorläufiges Plenarprotokoll 14/98 
 

Von der Rednerin/vom Redner nicht autorisiert - Nur zur Vorabinformation bestimmt 

 

108

Das wäre der absolute Systembruch in der Sparkassenlandschaft. Denn bis jetzt sind die 
Sparkassen ganz strikt der Gemeinnützigkeit verpflichtet. Das heißt, sie finanzieren aus ih-
ren Ausschüttungen unzählige soziale, kulturelle, sportliche, ehrenamtliche Projekte, sie 
finanzieren Unterhaltung und Stiftungen. Ich bin sicher, dass jeder etliche Beispiele des 
Engagements örtlicher Sparkassen in seinem Wahlkreis aufzählen kann.  
Deshalb und auch nur deshalb genießen die Sparkassen einen wettbewerbsrechtlichen 
Sonderstatus. Dieser wäre sofort gefährdet und eine Klagewelle der privaten Banken die 
Folge, wenn wir auch nur ansatzweise an diesem Prinzip der Gemeinnützigkeit rüttelten.  
Deshalb lehnt die SPD-Fraktion, aber auch die gesamte Sparkassenlandschaft und lehnen 
auch die Kommunen die beliebige Verwendung der Ausschüttung ab.  
Ich komme zum Schluss. Fazit: Keiner will das Sparkassengesetz. Ich habe noch keine 
positive Meldung darüber gelesen. Ich habe noch keine Resolution, liebe Kolleginnen von 
der CDU- oder auch der FDP-Fraktion, aus Räten, in denen Sie Verantwortung tragen, ich 
habe noch keinen Antrag gesehen, dass man die Novelle des Sparkassengesetzes be-
grüßt. Es gibt im Moment keine Position, die sie positiv begleitet. Ich bin sicher, dass die 
Anhörung am 11. September das deutlich macht.  
Deshalb sage ich noch mal ganz klar: Ziehen Sie das Sparkassengesetz sofort zurück! 
Denn die derzeitige Sparkassenstruktur ist, wie noch einmal festgestellt, europafest, und 
jede Änderung ist problematisch für die Zukunft. Wir wollen, Herr Dr. Linssen, dass Sie 
von unseren gemeinnützigen Sparkassen die Finger lassen! – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau Kollegin Walsken. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich möchte eine Vorbemerkung machen. Ich finde es bezeichnend, 
dass der Ministerpräsident in der gestrigen Haushaltsdebatte kein einziges Wort über die 
WestLB und die Sparkassen verloren hat. Das ist bezeichnend und macht die ganze Rat-
losigkeit der Regierung bei diesem für Nordrhein-Westfalen zentralen wirtschafts- und fi-
nanzpolitischen Thema deutlich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  
Umso wichtiger ist es - ich meine das wirklich sehr ernst - für unsere Fraktion, dass Sie 
heute die Gelegenheit nutzen, innezuhalten. Sie wissen, dass wir die Novellierung des 
Sparkassengesetzes nicht wollen, zumindest nicht so, wie Sie das vorgelegt haben. Da 
besteht ein deutlicher Dissens. Dennoch fordern wir Ihnen heute nicht ab, den Gesetzent-
wurf zurückzuziehen. So leicht wollen wir Ihnen eine Ablehnung unseres Antrags nicht 
machen. 
Wir wollen Ihnen eine Brücke bauen. Ich appelliere an Ihre Vernunft, indem Sie unserer 
niedrigeren Hürde folgen, das Aussetzen der Beratungen. 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 
- Das ist kein Stöckchen. Über diese Hürde können und müssen Sie einfach gehen. 

langec
Rechteck




